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»Ich wollte hier noch 
einmal etwas sagen. 


Ich frage mich, was soll 
man zu dieser sinnlosen 
und menschengleichgülti- 
gen Tat überhaupt sagen? 
Was ist los in der heutigen 
Zeit bei den Jugendlichen, 
wo Gewalt und das Ver- 
letzen von Menschen an 
der Tagesordnung ist? (...) 


Ich hoffe, daß das ein En- 
de nimmt — diese sinnlose 
Gewalt gegen Jeden. Ich 
möchte, daß endlich mal 
gezeigt wird, daß das auch 
angemessen bestraft wird. 
(...) 

Man kann meinen Vater 
nicht zurückbringen, seine 
Worte werde ich nicht mehr 
hören können. Und warum 
das alles? Tja, diese Frage 
sollte sich Herr Y. (Täter) 
sein ganzes Leben lang 
fragen: “Warum habe ich 
zugeschlagen, warum ha- 
be ich das Leben einer 
Familie und deren Ange- 
hörigen zerstört?” 


Ich hoffe, daß ich diese 
Schmerzen in meinem 
Herzen mal überwinden 
und damit leben kann. 
Dem Täter wünsche ich 
eine angemessene Strafe 
und daß er diese Tat nie 
mehr in seinem Leben 
vergißt oder verdrängt.« 
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Rassistische Gewalt : 


»S0 wie dem müßte 
man allen Deutschen 
den Schädel spalten« 


Was ist der Justiz das Leben 
dieses jungen deutschen Fa- 
milienvaters wert? 


Jörg Haas (35) wurde im No- 
vember 2006 am Rande eines 
Volksfestes in Horn-Bad Mein- 
berg von dem 17-jährigen Er- 
sun Y. erschlagen, wobei der 
Täter gerufen haben soll, so 
müsse man allen Deutschen 
den Schädel spalten (siehe Be- 
richt auf Seite 3). 


Das Landgericht Detmold ver- 
urteilte den Täter am 16.8.2007 
zu fünf Jahren Haft, von denen 
er bei »guter Führung« viel- 
leicht nur zwei Drittel absitzen 


muß. Lesen Sie links einen 
Auszug aus den Schlußworten 
seines 16-jährigen Sohnes vor 
Gericht, dessen Hoffnung auf 
eine angemessene Bestrafung 
des Täters von der Justiz wohl 
nicht erfüllt wurde. 


AUS DEM INHALT: 


Q Propagandablase 
gegen »Rechts« geplatzt S.2 


I Wie aus Mügeln 
ein Sebnitz wurde 


Q Die tägliche Gewalt 
auf unseren Straßen S. 7-8 


Q Demokratie vom Feinsten S. 10 


S. 5-6 
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Das offene Wort 


Hetzjagd 

oder Pressehetze? 
Gleichlautende Anfrage des DRsK 
e.V. an die Chefredakteure des 
»Focus« und der »Frankfurter 
Rundschau«: 

»Sehr geehrte Damen und 
Herren, 


mit Hinweis auf die Aufga- 
ben und Verpflichtungen der 
Presse zur wahrheitsgemä- 
ßen Berichterstattung bitten 
wir um Aufklärung, wie es in 
Ihren Berichten zu derart un- 
terschiedlichen Tatsachenbe- 
hauptungen kommen konn- 
te: 


Im Bericht des „FOCUS“ vom 
27.8.2007 heißt es: „Vor der 
wachsenden Menge brach- 
ten sich die Inder in der 30 
Meter entfernten Pizzeria ih- 
res Landsmanns Kulvir Singh 
in Sicherheit. Eine ‚Hetzjagd 
durch die Stadt‘ fand dem- 
nach nicht statt (...).“ 


Im Bericht der „FR“ vom 
22.8.2007 heißt es unter 
der Schlagzeile „Nach der 
Hetzjagd auf Inder“: „In der 
Nacht hatten etwa 50 meist 
junge Deutsche auf dem Alt- 
stadtfest des Ortes die Inder 
angegriffen, die alle in der 
Region wohnen, und durch 
die Straßen gehetzt.“ 


Entweder liefen die Inder also 
vom Festzelt in die am Ran- 
de des Platzes liegende Piz- 
zeria, oder sie wurden „durch 
die Straßen gehetzt“. Einer 
der beiden presserechtlich 
verantwortlichen Redakteure 
hat sich einer falschen Be- 
richterstattung durch unwah- 
re Tatsachenbehauptungen 
schuldig gemacht. Wir bitten 
im Sinne der Wahrheitsfin- 
dung um Klärung und um 
entsprechende Benachrich- 
tigung.« 

Auf diese Anfrage vom 6.9.2007 


ging bis zum 18.9.2007 keine Ant- 
wort ein. 
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Mügeln: Propagandablase 
gegen »Rechts« geplatzt 


Die Bundesrepublik bebte in 
diesen Wochen wieder einmal 
vor Entsetzen über die Schläge- 
rei und Verfolgung einiger Leu- 
te beim Altstadtfest in Mügeln 
(Sachsen) in der Nacht vom 19. 
zum 20. August und über die 
angeblich »rechte Gewalt«. Der 
Aufmacher der »Welt am Sonn- 
tag« vom 26.8.2007 schrie es 
in großen Schlagzeilen heraus: 
»Rechte Gewalt: Neuer Anlauf 
für NPD-Verbot«. 


Bis heute, Wochen später, konn- 
te der Bürgermeister jedoch 
keine »rechten Strukturen« in 
seinem Ort ausmachen, und die 
NPD hatte damit offenbar über- 
haupt und gar nichts zu tun. 


Inzwischen sind die Vorgänge 
weitgehend dokumentiert. Der 
beweiskräftigste Zeuge ist wohl 
ein 21-jähriger Deutscher, der 
Dachdecker Ronny K. »Der 
SPIEGEL« vom 27.8.2007 be- 
richtet: 


»Er will die Inder auf Scha- 
densersatz verklagen. Nach 
seiner Darstellung hätten die 
Inder einen älteren Mann auf 
der Tanzfläche umbhergesto- 
ßen und seien daraufhin von 
den Festbesuchern umkreist 
worden. Die Inder hätten Bier- 
flaschen den Boden abge- 
schlagen und damit gedroht. 
Eine der Flaschen, behauptet 
K., habe ihn dann am Hals 
getroffen. Daraufhin sei die 
Lage eskaliert. Seine Wunde 
sei mit zwölf Stichen genäht 
worden. « 


Etwa 50 erregte Festbesucher 
und Schaulustige verfolgten 
dann die weglaufenden Inder, 
die in eine Pizzeria flüchteten. 
Für die Politik, die Massenme- 
dien und die Justiz mal wieder ei- 
ne hervorragend passende Gele- 
genheit, »rechts« zu verteufeln. 


SPIEGEL DER ZEIT 


Erinnern Sie sich an das Mäd- 
chen in Halle (Saale) (vgl. UN 
2/1994), dem »Neonazis« an- 
geblich ein Hakenkreuz in die 
Wange geritzt hatten und die 
Medien das in alle Welt hinaus 
schrieen, bis sich herausstellte, 
daß das psychisch gestörte Kind 
sich selbst verstümmelt hatte? 


Erinnern Sie sich an den Fall 
»Sebnitz«, wo ein Ausländerkind 
im Schwimmbad angeblich vom 
»rechten Mob« ertränkt wurde, 
die Medien sich überschlugen 
und der damalige Kanzler Schrö- 
der die Mutter empfing, ohne die 
Aufklärung des Unglücks abzu- 
warten? 


Daß wir in dieser hysterischen 
Stimmungslage jede UN-Aus- 
gabe Wort für Wort von Rechts- 
anwälten prüfen und vorzensie- 
ren lassen, um uns und Sie bei 
der Weitergabe unserer Blätter 
zu schützen, versteht sich von 
selbst. Auf Seite 10 finden Sie 
einen Auszug eines solchen Gut- 
achtens. 

Lassen Sie sich also von 
der Hetzpropaganda gegen 
»rechts« nicht verunsichern! 
Wir sind weder »rechts« noch 
»links«, sondern für alles, was 
dem Wohl und Wehe unseres 
Volkes dient! 


ZUM WEINEN 


»Massenverblödung - 
Wenn Demokratie von 
der Legitimation durch 
Verfahren lebt, dann er- 


scheint unsere derzeitige 
Methode der Meinungs- 
bildung über Schicksals- 
fragen der Menschheit 
auf dem Niveau einer 
Operettendiktatur.« 


»Die Welt«, 25.7.2007, Seite 6 
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WESTFALEN-BLATT 


Helfer bezahlt mit dem Leben 
Angeklagte gestehen Gewalttat 


Von Christian Althoff 


Detmold (WB). Er wollte nur helfen - und 
bezahlte mit seinem Leben. Seit gestern be- 
fasst sich das Landgericht Detmold mit dem 
Tod des Technikers Jörg Haas (35) aus Horn- 
Bad Meinberg. Er war im November 2006 
auf einem Volksfest erschlagen worden. 


Angeklagt sind Resul Ü. (19) wegen gefährli- 
cher Körperverletzung und Ersun Y. (18) wegen 
Totschlags. Die Türken hatten am 10. November 
auf dem Kläschenmarkt in 
Horn-Bad Meinberg Wodka 
und Bier getrunken, als sie in 
einer Pizzeria mit einem frem- 
den Gast aneinandergerieten. 
Resul Ü.: »Ich hatte mir ohne 
zu fragen eine Zigarette von 
ihm genommen. Daraufhin 
beleidigte er mich.« 

Resul Ü. und Ersun Y. be- 
schlossen, dem Gast vor der 
Pizzeria aufzulauern und ihn 
zusammenzuschlagen. »Wir 
wollten unseren Spaß haben«, 
sagte Resul Ü. gestern. Sie 
prügelten und traten auf den 
Mann ein - bis Jörg Haas vor- 
beikam. Er besänftigte die Angreifer und sorgte 
mit Worten dafür, dass sich die Lage entspannte 
und das Opfer gehen konnte. 


Als Jörg Haas Stunden später zusammen mit 
einem Freund zufällig erneut den Türken begeg- 
nete, kam es zum Gewaltexzess. Offenbar ohne 
provoziert worden zu sein soll der damals 17 
Jahre alte Ersun Y. Jörg Haas eine Wodkafla- 
sche gegen die rechte Schläfe geschlagen haben. 


Jörg Haas wurde von ei- 
nem 17-Jährigen getötet. 


Dabei soll er gerufen haben, so müsse man allen 
Deutschen den Schädel spalten. Jörg Haas hat- 
te in jener Nacht nicht gemerkt, welche Folgen 
der Schlag gehabt hat. Haas ging nach Hause und 
legte sich ins Bett, wo er am Mittag von einem 
besorgten Freund gefunden wurde - tot, gestor- 
ben an einer Hirnblutung infolge eines Schädel- 
bruchs. 


Auf die Frage des Vorsitzenden Richters Mi- 
chael Reineke, wie es zu einer solchen Gewalttat 
habe kommen können, zuckten die geständigen 


Angeklagten mit den Schultern und sagten: »Wir 
hatten eben etwas getrun- 


ken...« Wie Reineke sagte, 
soll sich Ersun Y. am nächsten 
Tag gegenüber seinen Mann- 
schaftskameraden beim TSV 
Horn mit der Tat noch gebrüs- 
tet haben. 

Thekla Haas (66), die Mut- 
ter des Getöteten, ist Neben- 
klägerin im Prozess, ebenso 
wie der 16-jährige Sohn des 
Toten. »Dass es ausgerechnet 
meinen Jungen getroffen hat, 
der sein ganzes Leben lang 
hilfsbereit gewesen ist - das 
ist schwer zu ertragen«, sagte 
die 66-Jährige. Ihr Sohn habe 
einen riesigen Freundeskreis gehabt. Zur Be- 
erdigung des 35-Jährigen, der in der Lemgoer 
Autositzfabrik Isringhausen gearbeitet hatte und 
neben seinem Vater bestattet wurde, waren 300 
Menschen gekommen. Auch gestern waren alle 
Zuschauerbänke im Gerichtssaal besetzt. 

Im Gedenken an Jörg Haas, der Jockel genannt 


wurde, haben Freunde die »Aktion Jockel« ge- 
gen Gewalt gestartet. 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Alle sprechen über Mügeln - 
aber kein Wort über Schüttorf 


Zwei Schwarzafrikaner überfielen in der Toilette einer Diskothek brutal einen Deutschen und einen 
Niederländer weißer Hautfarbe, aber die Medien berichteten weder in den Tagen darauf von der Tat 
noch jetzt von dem laufenden Prozeß. 


Aus einem 
Prozeßbericht 


Am 26.5.2007 machten sich zwei 
Schwarzafrikaner, der in Moers 
lebende Merthins K. aus dem 
Kongo, Jahrgang 1989, der in der 
Vergangenheit schon im Zusam- 
menhang mit Gewalttätigkeiten 
aufgefallen ist, und der in Utrecht 
wohnende Gency B. aus dem 
Kongo, Jahrgang 1990, gemäß 
Verabredung auf den Weg in die 
grenzüberschreitend bekannte 
Disco »Index« in Schüttorf. Die- 
ser Ort liegt an der holländischen 
Grenze in der Nähe von Rheine, 
und die genannte Disco wurde 
von den entsprechenden Kreisen 
drei Jahre lang zur »besten Dis- 
kothek Deutschlands« gewählt. 


»Ich wollte jemand in 
die Fresse schlagen« 


In der Hauptverhandlung in 
Moers am 9.8.2007 soll einer der 
beiden erklärt haben: »Auf der 
Fahrt hatte ich etwas getrunken. 
Ich war aggressiv. Ich wollte je- 
mand in die Fresse schlagen.« 


In dieser Absicht faßten die bei- 
den also einen gemeinschaftli- 
chen Plan und kontrollierten die 
Herrentoiletten, ob sich da zu 
passendem Zeitpunkt passende 
Opfer aufhielten. 


Zum Tatzeitpunkt gegen 2:50 Uhr 
hielt sich das Opfer Karsten W. in 
einer von innen verschlossenen 
Einzelkabine der Herrentoilette 
der Diskothek auf. Während ein 
bislang noch nicht identifizierter 
dritter Mittäter vor den Toiletten 
Schmiere stand, kletterte der ca. 
1,95 m große und kräftige Mer- 
thins K. von der Nebenkabine 
über die nicht deckenhohe Trenn- 
wand in die Kabine des Opfers 
Karsten W. und öffnete diese von 


innen, um Gency B. — ebenfalls 
ein schwarzer Kleiderschrank 
von zirka 1,93 m - hereinzulas- 
sen. Sie forderten die Heraus- 
gabe des Handys und schlugen 
mit Fäusten in das Gesicht und 
auf den Oberkörper des Opfers, 
bis dieser das Handy herausgab 
— außerdem wurde ihm die Bank- 
karte abgenommen. 


Als einer der beiden die Tat schil- 
derte, fiel auch noch der Hinweis 
»Ich hab gedacht, ich mach den 
kalt«. 


Das Opfer erlitt eine aufgeplatzte 
Lippe und Prellungen, erstattete 
jedoch erst zwei Tage später An- 
zeige, weil er bezeichnenderwei- 
se die Ansicht vertrat, »das hat 
hier sowieso keinen Zweck«. 


Einmal im Brutalrausch, wurde 
dann ein zweites Opfer auf glei- 
che brutale Weise mißhandelt 
und beraubt. Dieser junge Mann 
aus den Niederlanden hatte je- 
doch unmittelbar nach der Tat 
die Leute vom Wachdienst alar- 
miert, die die beiden Schwarzen 
festhielten und dann der herbei- 
gerufenen Polizei übergaben. 


Aufgrund einer Videoaufzeich- 
nung der Diskothek »Index« wur- 
de die gegen das Opfer Karsten 
W. verübte Tat außerhalb der Ka- 
bine exakt aufgezeichnet. 


Der Täter Gency B. aus Utrecht 
saß 11 Wochen in Untersu- 
chungshaft und wurde aufgrund 
des Urteils vom 9.8.2007 mit Be- 
währungsauflagen (die in den Nie- 
derlanden jedoch schwerlich zu 
überprüfen sein dürften) freige- 
lassen. Bei der Urteilsverkündung 
fragte der Richter die anwesen- 
de Mutter des Siebzehnjährigen 
einfühlsam, ob ihr dieses Urteil 
genehm sei, was sie aber offen- 
sichtlich nicht ganz verstand, ob- 


wohl das Gericht für den ganzen 
Verhandlungstag einen Dolmet- 
scher verpflichtet hatte. 


Die Urteilsverkündung gegen 
den Täter Merthins K. wurde auf 
einen Termin Ende September 
verschoben, da sich beim Pro- 
zeß herausstellte, daß in derarti- 
ge »Kontrollgänge« noch weitere 
schwarzafrikanische Mitbürger 
aus dem Raum Moers verwickelt 
sind, gegen die noch ermittelt 
wird. 


Es bedarf wohl keiner Darlegung, 
daß es sich bei dieser Tat um ein 
besonders niederträchtiges und 
gemeines Verbrechen handel- 
te, in dem die Privatsphäre des 
Opfers Karsten W. brutal verletzt 
wurde und dieser in mißlicher 
Lage mit heruntergelassener 
Hose erleben mußte, daß ihm ein 
gewalttätiger schwarzer Kleider- 
schrank aus reiner Lust an Ge- 
walt ins Genick springt. 


Hätte ein Deutscher gegen einen 
Schwarzen eine derartige Tat 
begangen, hätte man wochen- 
lang Betroffenheitsnachrichten er- 
tragen müssen, hätte die Bun- 
desanwaltschaft den Fall an sich 
gerissen und wären die Lichter- 
ketten im Lande nicht zum Erlö- 
schen gekommen. 


In diesem Fall gab es noch nicht 
einmal in der Regionalpresse eine 
Berichterstattung. 


Die Staatsanwaltschaft gab keine 
Pressemitteilung heraus, bei der 
Verhandlung war kein Reporter 
anwesend, und trotz einer Unter- 
richtung mehrerer großer Tages- 
zeitungen erfuhr der Bundesbür- 
ger von dieser Gewalttat, die im 
umgekehrten Fall ein »schreckli- 
ches, empörendes rassistisches 
Verbrechen« gewesen wäre, kei- 
nen Ton. 


SCHWEIGEN IM WALDE 
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Nationalmasochismus und Gossen- 
journalismus wie aus Mügeln ein Sebnitz wurde 


UN 9/2007 : Seite 5 


In der Nacht zum 19. August 
2007 kam es im sächsischen 
Mügeln zu einer Bierzeltschlä- 
gerei zwischen Deutschen und 
Indern. Die »Deutsche Presse- 
agentur« hatte noch am selben 
Tag die Schlagzeile »Hetzjagd 
auf Inder in Sachsen« ausge- 
geben. Diese beherrschte die 
Schlagzeilen der Tagespresse 
in den folgenden Tagen. Eine 
Bierzeltschlägerei wurde so 
zur fremdenfeindlichen Ge- 


zeilichen Ermittlungen überhaupt 
aufgenommen wurden. 


Die konservative Wochenzeitung 
»Junge Freiheit« faßt das Ge- 
schehen in ihrer Schwerpunkt- 
ausgabe vom 31. August 2007 
wie folgt zusammen: 


Verletzt wurden acht Inder, von 
denen sogar einer wegen eines 
Asylvergehens per Haftbefehl ge- 
sucht wurde; gerüchtweise sei 
auch von Drogenhandel die 


walttat umge- - Rede. Des wei- 
a EU-Kommission plädiert | '°'°" wurden 
ie »Kampf ge- : x et 

gen Rechts«- für ein NPD- Verbot: . und vier deut- 
Hysterie ist | Die EU-Kommission hat sich für sche Beteiligte 


damit in der 
Bundesrepublik 
wieder hell auf- 
geflammt. Das 
ganze Land 
spricht über den 
Vorfall in Mügeln 
und selbst in 
Brüssel stimmt 
der Vizepräsi- 
dent der EU- 
Kommission 
Franco Frattini 
in den wieder 
lautgewordenen 


ein NPD-Verbot in Deutschland 
ausgesprochen. Er würde dies. 
„klar und deutlich begrüßen“, 
sagte Innenkommissar Franco ' 
Frattini der Bild am Sonntag. +- 
SPD-Chef Kurt Beck, der ein neues 
Verbotsverfahren vorgeschlagen 


hatte, sagte dem Spiegel, es wäre 
unverantwortlich, die Beobachtung 
der NPD durch V-Leute einzu- 
stellen. Um den Anforderungen 
des Verfassungsgerichts nachzu- 
kommen, reiche es möglicher- 
weise aus, die Spitzel zurück- 
haltender agieren zu lassen. 
Unions-Fraktionschef Volker 
Kauder sprach sich gegen ein neues 
Verfahren aus: „Ein NPD-Verbot 


teilweise schwer 
verletzt. 


Der erste 
Verletzte 
war ein 
Deutscher! 


»Die Inder, so ist 
zu hören, hät- 
ten im Festzelt 
Besucherinnen 
bedrängt und 
angemacht und 
auch nach mehr- 


Chor des NPD- 
Verbotsapostels 
und sozialde- 
mokratischen Kriegsparteichefs 
Kurt Beck ein. 


Nichts genaues 
weiß man nicht. 


Was ist in Mügeln denn nun 
wirklich passiert? Man weiß 
es noch gar nicht genau, auch 
wenn die Presse mit ihrer 
»Hetzjagd«-Theorie bereits den 
Grundstein für das gelegt hat, 
was mal wieder im Hinterkopf 
des Medienverbrauchers hän- 
gen bleiben soll: Fremdenhaß! 


Und das alles, bevor die bis heu- 
te nicht abgeschlossenen poli- 


löst die aktuellen Probleme nicht.“ 


Frankfurter Rundschau vom 27.8.2007 


fachen Auffor- 
derungen nicht 
damit aufgehört. 
Als sich die Freunde der Mäd- 
chen wehrten, sollen die Inder, of- 
fenbar in aggressiver Stimmung, 
zu diesem Zeitpunkt bereits ein 
Messer gezückt haben. Draußen 
dann, so auch die Darstellung der 
Polizei, sei es zu massiven Kör- 
perverletzungen gekommen. Die 
Inder, so die befragten Mügelner, 
hätten plötzlich Flaschen geköpft 
und mit den spitzen Flaschenhäl- 
sen wild um sich gestochen. « 


Zeugen berichten weiter, es habe 
keine Hetzjagd stattgefunden 
— schon gar nicht quer durch die 
Stadt, weil die Pizzabude ihres 


Gotthard Deuse (FDP): »Wir haben jede 
Menge Haßpost bekommen, allein 194 
E-Mails. Darin werde ich zum Beispiel als 
Nazischwein beschimpft.« 


Der Bürgermeister von Mü- 
geln, Gotthard Deuse, nimmt 
seine Stadt und Bürger in 
Schutz — und wird dafür in 
der Presse durch Anschuldi- 
gungen und falsche Zitierung 
seiner Aussagen niederge- 
macht. 


Deuse in der »Jungen Frei- 
heit« vom 31. August 2007: 


»Ja, ich sage klipp und klar: 


Rechtsextremismus schließe 
ich aus.« Und weiter: »Ich 
habe den Eindruck, viele 
Journalisten wollen das gar 
nicht hören. Nachdem sie die 
Geschichte von der rechtsex- 
tremen Hetzjagd so schnell 
rausposaunten, haben sie 
jetzt natürlich das Problem, 
daß sie als die Blamierten 
dastünden, wenn sie jetzt al- 
les zurücknehmen müßten.« 


Gefragt nach Sebnitz ant- 
wortet Deuse: »Was Sebnitz 
ausmachte, war die Vorver- 
urteilung einer Stadt durch 
Medien und Politik: Urteilen, 
ohne die Fakten zu kennen! 
Diese Definition paßt auch 
auf Mügeln, insofern sehe ich 
Mügeln in der Tat als neues 
Sebnitz. Es enttäuscht mich, 
daß die Medien aus Sebnitz 
und auch aus dem Fall Pots- 
dam vom April 2006 offenbar 
nicht gelernt haben.« 


MÜGELN UND KEIN ENDE 
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Landsmannes gerade einmal 20 
Meter vom Bierzelt entfernt liegt. 
Die Inder konnten ungehindert in 
diese Pizzabude gelangen - erst 
hinterher hätten sich höchsten 
zwei Dutzend Männer vor dem 
Geschäft versammelt (und nicht 
ein »Mob« von fünfzig Leuten, 


Ermittler: 
Keine Hetzjagd 
in Mügeln 

Aber neuer Verdacht 
gegen Einheimische 


Leipzig. Die Staatsanwalt- 
schaft Leipzig bewertet den 
Angriff auf acht Inder im säch- 
sischen Mügeln nach der Ver- 
nehmung nicht als Hetzjagd. 
Die Ermittler haben bislang 
125 Zeugen vernommen. Es 
gebe keine Anhaltspunkte, 
dass vom Festzelt des Stadt- 
fests bis zur schräg gegenüber- 
liegenden Pizzeria eine solche 
Jagd stattgefunden habe, teilte 
die Behörde am Freitag mit. 
Auch Anhaltspunkte, dass die 
Ereignisse auf einem geplan- 
ten und organisierten rechts- 
extremistischen Hintergrund 
beruhten, hätten sich nicht er- 
geben. Allerdings sei es vor der 
Pizzeria zu „eindeutig frem- 
denfeindlichen Außerungen 
Einzelner” aus einer Men- 
schenmenge heraus gekom- 
men. 

Das Ermittlungsverfahren 
wurde auf zwölf Männer aus- 
geweitet. Siekommen aus Mü- 
geln und Umgebung und sind 
zwischen 17 und 35 Jahre alt. 
Nach Informationen der 
Staatsanwaltschaft sind sie 
bislang nicht wegen rechtsext- 
remistischer Straftaten vorbe- 
straft. In der Nacht zum 19. 
August hatte am Rande des 
Mügelner - Stadtfests eine 
Gruppe von fünfzig Deut- 
schen acht Inder angegriffen 
und verprügelt. afp 


Westdeutsche Allgemeine Zeitung vom 
1.9.2007 


wie die Massenmedien behaup- 
ten). 

Daß »Ausländer raus!« und ähn- 
liche Parolen gerufen wurde, 
schließen Zeugen nicht gänzlich 
aus. Aber keiner der Zeugen ha- 
be diese Aussagen selbst gehört. 


Im übrigen, so berichten Mügel- 
ner Bürger weiter, seien die Inder 
schon vor der Bierzeltschlägerei 
negativ aufgefallen. Als Markt- 
verkäufer des Mügelner Wo- 
chenmarktes hätten sie in der 
Vergangenheit schon öfter junge 
Mädchen und Frauen »in scham- 
loser Weise« angemacht und 
bei abweisenden Reaktionen als 
»deutsche Schlampe« bezeich- 
net. 


Soweit die »Junge Freiheit«. 


Sebnitz ist überall 


Man denkt unweigerlich in Sa- 
chen Mügeln an die Presseenten 
von Düsseldorf (angeblich neo- 
nazistischer Bombenanschlag 
auf Juden; UN 11/2000), Sebnitz 
(angeblich neonazistischer Mord 
an Kleinkind) und Potsdam (an- 
geblich neonazistischer Überfall 
auf einen »Deutsch«-Äthiopier, 
UN 5/2006). 


Man sollte meinen, die Presse 
und dummdreiste Politiker hätten 
daraus gelernt, den Mund nicht 
soweit aufzureißen, wenn es um 
Fälle wie Mügeln geht. Man sollte 
auch meinen, die Öffentlichkeit 
würde bei »Hetzjagd«-Meldun- 
gen inzwischen kritischer rea- 
gieren. Beides ist leider nicht der 
Fall. 


Der dumme Massenmedienver- 
braucher glaubt leider alles, was 
man ihm vorsetzt. Presse und 
Politik hingegen scheinen ein 
großes Interesse daran zu ha- 
ben, daß die BRD weltweit immer 
wieder als Nest marodierender 
brauner Mordbanden in Verruf 
kommt. 


Geben Sie diese UN weiter und 
sorgen Sie bitte dafür, daß Ihr 
Nachbar es sich künftig zwei- 
mal überlegt, ob Friedensgot- 
tesdienste, Lichterketten oder 
»Anti-Rechts-Demos« wie in Mü- 
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geln nicht eher ein Zeichen von 
Dummheit und Manipulation sind 
als von Toleranz. 


Ermittlungen 
gegen Inder nach 
Gewalt in Mügeln 


»Nach der Hetzjagd auf acht In- 
der im sächsischen Mügeln er- 
mitteln die Behörden jetzt gegen 
eines der mutmaßlichen Opfer. 
Auf Anzeige eines 28-jährigen 
Deutschen, der bei den Ereig- 
nissen vor knapp drei Wochen 
verletzt worden war, wurden Er- 
mittlungen gegen einen 41 Jahre 
alten Inder aufgenommen, wie 
die Staatsanwaltschaft Leipzig 
gestern mitteilte. Der Mann wer- 
de der gefährlichen Körperver- 
letzung verdächtigt. Weitere Ein- 
zelheiten wurden nicht bekannt. 
Dem Deutschen seien bei den 
Auseinandersetzungen auf dem 
Mügelner Stadtfest von einer 
bislang unbekannten Person 
Schnittverletzungen am Rücken 
zugefügt worden, vermutlich mit 
einer abgeschlagenen Flasche, 


hieß es.« 
Wetzlarer Zeitung, 7.9.2007 


Bürgermeister Deuse 
im Fadenkreuz der 
Meinungswächter 


Der Bürgermeister von Mügeln, 
Gotthart Deuse, Mitglied der FDP, 
einer Partei, die ihrem Namen 
nach für Freiheit und Demokratie 
steht, wurde von seinen Oberen 
abgemahnt. 


Deuse hatte seine Bürger gegen 
Angriffe und Verunglimpfungen 
verteidigt und auf Fragen zu sei- 
ner Haltung gesagt: »Ich zum 
Beispiel bin stolz darauf, ein 
Deutscher zu sein.« 


Führende FDP-Politiker haben 
sich daraufhin von ihrem Partei- 
mitglied distanziert. Der nieder- 
sächsische FDP-Fraktionschef 
Phillip Rösler nannte Deusers 
Worte laut WAZ vom 31.8.2007 
»erschreckend«. 


Wir finden erschreckend, wel- 
che Gesinnungsdiktatur in die- 
sem Lande herrscht! 


SEBNITZ IST ÜBERALL! 
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Die tägliche Gewalt auf unseren Straßen 


Was die veröffentlichte Meinung verschweigt 


25 Prozent aller Gewalt- 
taten durch Ausländer! 


Die Vorfälle in Mügeln hätten et- 
was Gutes haben können, wenn 
Politik und Medien sie zum An- 
laß genommen hätten, sich über 
die erschreckende Zunahme der 
Gewaltkriminalität in unserem 
Lande Gedanken zu machen. 


Statt dessen wurden reflexartig 
das Verbot der NPD gefordert, 
die damit gar nichts zu tun hatte, 
und härtere Strafen für »rechte 
Gewalt«. 


Gewalt ist abscheulich und Ge- 
walttaten sind zu verurteilen, 
aus welchen Gründen sie auch 
begangen werden. Daß aber 
»rechte Gewalt«, was immer das 
auch sein mag, härter zu bestra- 
fen sei als »linke Gewalt«, als 
Gewalt aus Sex- oder Geldgier 
oder rassistische Gewalt von 
Ausländern gegen Deutsche, 
zeigt den Verfall unserer Rechts- 
ordnung. 


Laut offizieller Statistik des Bun- 
deskriminalamtes wurden 2006 
215.156 Gewalttaten wie Mord 
und Totschlag, Vergewaltigung 
und sexuelle Nötigung, Raub- 
delikte sowie gefährliche und 
schwere Körperverletzung be- 
gangen. 

Es gab 213.767 Tatverdächtige, 
von denen 53.525 nichtdeutsch 
waren. In Prozenten: Über 25 
Prozent wurden nach offizieller 
Statistik von Ausländern verübt, 
in Wirklichkeit wohl noch mehr, 
die aber in dieser Statistik nicht 
den Ausländern zugeordnet wur- 
den, weil es sich um Straftaten 
von Ausländern mit deutscher 
Staatsangehörigkeit handelt. 


Im Verfassungsschutzbericht des 
Bundes werden für 2006 ins- 
gesamt 17.597 »rechte Strafta- 
ten« aufgelistet, davon 15.995 
»Propagandadelikte« und ande- 


re Verstöße gegen die Verbots- 
gesetze, mit denen die freie Mei- 
nungsäußerung eingeschränkt 
wird. 


Der gleiche Verfassungsschutz- 
bericht erwähnt dabei 1.047 Ge- 
walttaten, die einem »rechtsex- 
tremistischen« Hintergrund zu- 
gerechnet werden. Das wären 
noch nicht einmal 0,5 Prozent 
der links genannten 215.156 
Straftaten — jede einzelne zuviel, 
verabscheuungswürdig und dem 
Bild der »Rechten« in der Öffent- 
lichkeit abträglich. 


Dieser Zahlenvergleich zeigt 
aber sehr einprägsam, wie das 
»öffentliche Bewußtsein« über 
das Ausmaß und die Gefahr von 
»rechter Gewalt« von Politik und 
Medien in unserem Lande mani- 
puliert wird. 


Politik und Presse überschlagen 
sich bei jeder passenden oder 
unpassenden Gelegenheit mit 
Warnungen vor »rechter Ge- 
walt gegen Ausländer«, die man 
schwerer bestrafen müßte als 
die tägliche Gewalt um uns he- 
rum. Man tut so, als ob »Gewalt 
von rechts« gegen Ausländer 
eines der wichtigsten Probleme 
dieses Landes sei. 


Gewalttaten von Ausländern hin- 
gegen erlangen höchst selten 
Aufmerksamkeit und sind in den 
Berichten der Tageszeitungen 
als solche nur schwer zu erken- 
nen. Die Täter- und Verdächti- 
genherkunft wird oftmals bewußt 
verschleiert. Man kann froh sein, 
wenn die Herkunft im Rahmen 
der Täterbeschreibung durch 
Akzente oder Aussehen zutage 
tritt. 


Nachfolgend deshalb eine Aufli- 
stung von Fällen »ausländischer 
Gewalt« in einer einzigen Woche, 
vom 5.9. bis zum 12.9.2007, die 
von den Polizeibehörden regel- 
mäßig gemeldet und über die 


GEWALTBERICHTE 


»dpa« der Presse zur Verfügung 
gestellt, aber der breiten Öffent- 
lichkeit kaum bekannt werden. 


Allesamt zeigen sie, daß es keine 
Rechtsextremisten braucht, um 
für »No-Go-Areas« in der BRD zu 
sorgen, vor denen der ehemali- 
ge SPD-Staatssekretär Uwe-Kar- 
sten Heye vor der Fußball-WM 
die Besucher aus aller Welt warn- 
te. Wenn die Entwicklung so wei- 
tergeht, sind bald alle Straßen in 
unserem Lande »No-Go-Areas«! 


Aus den täglichen 
Polizeiberichten: 


5. September 2007: In Hagen 
werden zwei Jugendliche über- 
fallen und beraubt. Die Täter hat- 
ten südländisches Aussehen. 


6. September 2007: In Köln 
kommt es zur auf offener Straße 
zu einer Schlägerei mit anschlie- 
Render Schießerei einer zerstrit- 
tenen Südländerfamilie. 


6. September 2007: In Duis- 
burg wird ein Geschäftsmann 
von einem südländischen Täter 
bei einem Raubversuch zusam- 
mengeschlagen. 


6. September 2007: In Uslar 
kommt es in der Innenstadt zu ei- 
ner Massenschlägerei und Mes- 
serstecherei zwischen Familien 
aus dem Nahen Osten. 


6. September 2007: in Frankfurt 
am Main wird ein Kroate wegen 
Drogenhandels festgenommen. 
Der Mann ist schon seit Anfang 
der 80er Jahre polizeibekannt. In 
seinem Luxusauto lagen mehrere 
Waffen griffbereit. In seiner Woh- 
nung fanden sich mehrere Tau- 
send Euro Bargeld, Kreditkarten 
und Schmuck im Wert von über 
30.000 Euro. 


6. September 2007: In Bottrop 
bedrohen zwei ertappte Laden- 
diebe mit südländischem Ausse- 
hen einen Angestellten mit einer 
Waffe und flüchten. 
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7. September 2007: In Frank- 
furt am Main wird in der Innen- 
stadt ein 53-jähriger von einem 
jungen Südländer überfallen und 
geschlagen. 


7. September 2007: In Lauter- 
bach findet ein Raubüberfall auf 
eine Spielothek statt. Der Täter 
spricht mit türkischem Akzent. 


8. September 2007: Auf Mün- 
sters Promenade wird ein junger 
Mann von einem Südländer an- 
gesprochen und mit einem Mes- 
ser bedroht. Der Überfallversuch 
scheitert nur durch die Flucht des 
Opfers. 


9. September 2007: In Wester- 
kappeln kommt es am Rande ei- 
ner Kirmes zu mindestens zwei 
schweren Körperverletzungen, 
die mit Krankenhausbehandlun- 
gen der Opfer enden. Bei den 
Tätern handelt es sich um eine 
Gruppe mehrerer Südländer, die 
marodierend durch die Gegend 
zog. 

10. September 2007: In der Lü- 
becker Innenstadt liefert sich ein 
ertappter Ladendieb aus Aser- 
baidschan eine heftige Schlä- 
gerei mit zwei Detektiven. Die 
hinzugezogene Polizei findet bei 
dem Aserbaidschaner jede Men- 
ge Beute und auch Einbruchs- 
werkzeuge. 


10. September 2007: In Kassel 
wird ein Student von zwei Ost- 
europäern mit einem Schlagring 
bedroht und ausgeraubt. 


11. September 2007: In Dinsla- 
ken wird eine 17-jährige Frau von 
drei Männern durch Schläge vor 
den Kopf und Tritte in den Bauch 
wehrlos gemacht und beraubt. 
Zwei der Täter sind Südländer; 
den dritten Täter konnte die Frau 
nicht sehen, da er sie von hinten 
festgehalten hat. 


11. September 2007: In Fürth 
wird am Hauptbahnhof ein 44- 
jähriger zu Boden getreten und 
beraubt. Die beiden Täter eröff- 
neten ihr Vorgehen mit der Fra- 
ge: »Bist Du gegen Türken?« 
Zeitgleich mit der Antwort »Nein« 
wird das Opfer mit Tritten und 


Faustschlägen malträtiert. Die 
flüchtigen Täter sind höchstwahr- 
scheinlich Türken. 


11. September 2007: In Bad 
Nauheim wird im Kurpark ein 
Mann von vier Männern über- 
fallen. Das Opfer wird zu Boden 
geworfen und mit Tritten und 
Schlägen bearbeitet. Die Täter 
sprachen gebrochenes Deutsch 
und Russisch. 


11. September 2007: In Nürn- 
berg werden zwei Jugendliche 
von einer anderen Jugendgrup- 
pe verprügelt und beraubt. Die 
Opfer geben an, es handle sich 
bei den Tätern ausschließlich um 
Türken. 


12. September 2007: In Pader- 
born wird ein Taxifahrer von drei 
Südländern, vermutlich Türken, 
geschlagen und um den Fahr- 
preis geprellt. 


12. September 2007: In Dort- 
mund wird ein junger Mann durch 
Schläge vom Fahrrad geholt und 
beraubt. Der Täter wird als Süd- 
länder beschrieben. 


Polizeialltag in der BRD 


Die wenigen obengenannten Fäl- 
le erheben keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit und sind auch 
keine »rechte Hetze gegen Aus- 
länder«. Wir haben sie lediglich 
aus einer Reihe von Pressemel- 
dungen der Polizei zusammen- 
gestellt, um zu zeigen, wo im 
Gegensatz zur Polit- und Medi- 
enpropaganda die wirklichen Pro- 
bleme unseres Landes liegen. 


Wir könnten Monat für Monat die 
ganze UN mit weiteren Meldun- 
gen dieser Art füllen, denn die 
Polizei gibt in ihren Pressemel- 
dungen täglich solche Fälle be- 
kannt. 


Die Art dieser Straftaten besticht 
durch eine erschreckende Ge- 
waltbereitschaft der Täter, die 
möglicherweise durch ihre Ent- 
wurzelung begründet ist und die 
Politik und Medien zum Handeln 
anregen müßte. 

Statt dessen aber rastet die Gut- 
menschenrepublik ausgerechnet 
dann aus, wenn sich junge Män- 
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ner in Mügeln unter Alkoholein- 
fluß auf einem Stadtfest prügeln, 
wobei nun bekannt wurde, daß 
einem der verletzten deutschen 
»Angreifer« Schnittwunden am 
Rücken (!!!) zugefügt wurden, 
vermutlich mit einer abgeschla- 
genen Flasche. Inzwischen er- 
mitteln die Behörden deswegen 
gegen einen 41-jährigen Inder, 
wie die Staatsanwaltschaft Leip- 
zig mitteilte (WZ, 7.9.2007). Ha- 
ben Sie in Ihrer Tageszeitung et- 
was davon gelesen? 


Wir, liebe Leser, fragen Sie: Glau- 
ben Sie im Ernst, daß Sie von 
ihrer Tageszeitung und von den 
Multikulti-Politikern der etablier- 
ten Parteien wirklich ausreichend 
informiert werden? 


Die UN fordern daher: 


e Wahrheit, Klarheit und Offen- 
heit beim Thema »Folgen der 
Masseneinwanderung«. 


e Verläßliche Statistiken zur Her- 
kunft von Straftätern auch dann, 
wenn Ausländer bereits deutsche 
Staatsbürger sind. 


e Konsequente Abschiebung 
von kriminellen Ausländern ganz 
im Sinne unseres Altkanzlers 
Gerhard Schröder: 


»Wir dürfen nicht mehr so zag- 
haft sein bei ertappten auslän- 
dischen Straftätern. Wer unser 
Gastrecht mißbraucht, für den 
gibt es nur ein: Raus und zwar 
schnell!« (vgl. Titelthema der UN 
10/1998) 


Machen auch Sie mit! Schreiben 
Sie ihre örtlichen Abgeordneten 
an, löchern Sie die Landes- und 
Bundesministerien mit unbeque- 
men Fragen zur Ausländerkrimi- 
nalität — und lassen Sie uns die 
Ergebnisse der Schriftwechsel 
für eine eventuelle Veröffentli- 
chung in den UN zukommen! 


UN-Lesen schädigt 
die Unwissenheit, 


gefährdet die 
Nachtruhe und fördert 
das Nachdenken. 


LESEN - KOPIEREN - WEITERGEBEN! 
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Agenten, Provokateure und Kriminelle im Staatsauftrag: 


Demokratie vom Feinsten! 


Die sogenannten großen Volks- 
parteien verlieren nicht nur im- 
mer mehr Wähler, sondern auch 
Hunderttausende von Mitglie- 
dern und Beitragszahlern. 


Statt sich aber nach den Grün- 
den für diesen Vertrauensverlust 
zu fragen, verlangen sie jetzt 
noch höhere Staatszuschüsse 
für ihre Verdummungs-Kampag- 
nen und fordern das Verbot der 
NPD. 


Ein Schock jagt den 
nächsten 


NPD liegt in Sachsen 
vor der SPD 
Dresden. In Sachsen liegt die 


NPD in der Wählergunst vor 
der SPD. Wäre am kommen- 


den Sonntag Landtagswahl, 
bekäme die NPD neun Pro- 
zent der Stimmen während die 
SPD nur noch acht Prozent er- 
reichen würde. Das ergab eine 
Forsa-Umfrage. 


Westdeutsche Allgemeine, 7.9.2007 


Die »Frankfurter Rundschau« 
kommentierte dieses für die stol- 
ze SPD verheerende Umfrage- 
Ergebnis mit den Schlagzeilen 
»Sachsen im braunen Sumpf 
- Musterland mit Macken: Die 
Wirtschaft zieht an, die Poli- 
tik schmiert ab. Und die NPD 
setzt sich fest.« 


Schon am 27.8.2007 mußte die 
»Frankfurter Rundschau« be- 
richten: 


»Umfrage: Jede siebte Frau 
würde rechts wählen 


Frauen in Deutschland nei- 
gen nach einer Umfrage eher 
als Männer dazu, Parteien am 
rechten Rand zu wählen. Laut 
Emnid-Umfrage im Auftrag von 
Bild am Sonntag können sich 14 
Prozent der Frauen vorstellen, 
bei der nächsten Landtagswahl 


in ihrem Bundesland für eine 
Partei rechts von der Union zu 
stimmen. Unter den Männern 
seien es nur neun Prozent, be- 
richtet die Zeitung. 


Insgesamt können sich zwölf 
Prozent der Deutschen vorstel- 
len, bei der nächsten Wahl in 
ihrem Bundesland eine Partei 
rechts der Union — also etwa 
NPD, DVU oder Republikaner 
— zu wählen. In den alten Bun- 
desländern seien es elf Prozent, 
in den neuen 15 Prozent.« 


Die Ergebnisse solcher Mei- 
nungsumfragen führen bei den 
etablierten Parteien aber nicht 
zu der Einsicht, endlich eine 
Politik zu betreiben, bei der das 
Wohl und Wehe unseres deut- 
schen Volkes im Vordergrund 
steht, sondern zu immer hyste- 
rischer werdenden Versuchen, 
die Stimme des Volkes zu unter- 
drücken. 


Aus allen möglichen Töpfen 
werden Steuergelder des Bun- 
deshaushalts in zweistelliger 
Millionenhöhe für den »Kampf 
gegen Rechts« mißbraucht, um 
so hochintelligente und staats- 
bürgerliche Veranstaltungen wie 
z.B. »Rock gegen Rechts« zu 
finanzieren. 


Staatlich bezahlte 
Straftäter 


Daß die »Verfassungsschützer« 
der Bundes- und der Landesin- 
nenministerien ganze Scharen 
von Agenten und Zuträgern in 
unliebsame Parteien und Ver- 
bände einschleusen, ist jedem 
politisch interessierten Deut- 
schen seit Jahren bekannt. 


Ein leibhaftiger Ministerpräsi- 
dent, der Vorbild für den Schutz 
der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung sein sollte, gab 
jetzt sogar öffentlich zu, daß es 
nicht nur solche »Beobachter« 


gibt, sondern staatlich bezahl- 
te Provokateure, die andere zu 
Straftaten anheizen sollen, um 
damit Verbotsgründe zu schaf- 
fen. 


Der »Spiegel« vom 27.8.2007 
berichtete über den Beschluß 
des SPD-Vorstandes, beim Bun- 
desparteitag im Oktober einen 
Antrag einzubringen, in dem ein 
neues Verbotsverfahren gegen 
die NPD gefordert wird. 


Den ersten Versuch hatte das 
Bundesverfassungsgericht 2003 
gestoppt, weil sich herausstell- 
te, daß zahlreiche V-Leute in 
den Gremien der Partei die Poli- 
tik und das öffentliche Auftreten 
der Partei, mit dem das Verbot 
begründet wurde, mitbestimm- 
ten. 


Darauf will Beck aber auch bei 
dem geplanten neuen Anlauf 
nicht verzichten. Es wäre »un- 
verantwortlich«, auf diese V- 
Leute zu verzichten. 


Um den Anforderungen des Bun- 
desverfassungsgerichts nachzu- 
kommen, reiche es möglicher- 
weise aus, die Spitzel künftig 
zurückhaltender agieren zu las- 
sen. Der »Spiegel« zitiert die 
Worte des SPD-Vorsitzenden: 


»“Sie dürfen zum Beispiel 
nicht als Agent provokateur 
auftreten“ — also etwa Partei- 
mitglieder zu ungesetzlichen 
Handlungen anstacheln.« 


Damit hat unseres Wissens erst- 
malig ein Spitzenpolitiker öffent- 
lich zugegeben, daß man sich 
krimineller Methoden bedient, 
um unliebsame Parteienkonkur- 
renz auszuschalten. 


Im 8 26 des Strafgesetzbuches 
heißt es dazu: »Als Anstifter 
wird gleich einem Täter be- 
straft, wer vorsätzlich einen 
anderen zu dessen vorsätz- 
lich begangener rechtswidri- 
gen Straftat bestimmt hat.« 


»WEHRHAFTE DEMOKRATIE« 
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Merkel fordert in China mehr Meinungsfreiheit - 
und wie steht es damit in der BRD? 


Wie risikoreich es ist, in der Bun- 
desrepublik Deutschland bei der 
Wahrnehmung der grundgesetz- 
lich garantierten Meinungs- und 
Pressefreiheit nicht in die Fall- 
stricke der Strafverfolgung zu 
geraten, zeigen die monatlichen 
Rechtsgutachten, die vom Verlag 
der Unabhängigen Nachrichten 
Monat für Monat bei mindestens 
zwei in politischen Strafverfah- 
ren erfahrenen Rechtsanwälten 
in Auftrag gegeben und befolgt 
werden, bevor die UN in Druck 
geht. Hier ein Beispiel: 


Auszug aus einem 
Anwaltsgutachten zum 
Inhalt der UN 8/2007: 


Es war zu prüfen, ob eine 
Volksverhetzung zulasten der 
in Deutschland lebenden Aus- 
länder gemäß § 130 I, II StGB, 
eine Beleidigung nach § 185 
StGB oder eine Strafbarkeit 
nach § 27 JuSchG vorliegt. 


In der Zeitschrift UN 8/2007 
wird von der »Umvolkung« und 
»ungebremsten Einwanderung« 
geschrieben und gefragt, war- 
um dies nicht als »Hochverrat« 
strafbar sei (S. 1), die massen- 
hafte Einwanderung von Auslän- 
dern wird als »verfassungswid- 
rig« bezeichnet und vor einem 
»Auseinanderbrechen der Ord- 
nung« gewarnt (S. 2), beklagt, 
daß man »nicht mehr Herr im 
eigenen Haus« sei und die Inte- 
gration als »Einbahnstraße« be- 
zeichnet (S. 3). 


Es wird behauptet, daß neue 
Gesetze »nur den Nichtdeut- 
schen und ausländischen Be- 
wohnern« zugute kämen und als 
»Extrabedienung« bezeichnet 
und gefragt, ob dadurch keine 
Ausländerfeindlichkeit erzeugt 
werden würde (S. 4). 


Es wird über ein 9 Jahre lang an- 
dauerndes Strafverfahren wegen 


Volksverhetzung gegen die UN 
berichtet und Beispiele von Äu- 
ßerungen genannt, die sich als 
erlaubt herausstellten (S. 5-8). 


Es wird von Ausländern berich- 
tet, die mit falschen Angaben 
Asyl beantragt hatten und über 
Jahre hinweg hohe staatliche 
Gelder erhalten hatten und die 
als »Asylbetrüger« bezeichnet 
werden (S. 9), und es wird ein 
Plakat gezeigt, in dem die Fah- 
nen zahlreicher Länder durch 
eine \WWurstmaschine gedreht 
werden und als Brei herauskom- 
men (S. 10). 


Diese Äußerungen sind alle sehr 
scharf und gegenüber Auslän- 
dern nicht gerade freundlich 
gesinnt. Bezüglich der »Asylbe- 
trüger« wird aber ein wahres Bei- 
spiel genannt, so daß sich ergibt, 
daß diese Leute tatsächlich Be- 
trug gemäß § 263 StGB began- 
gen haben, und es wird nicht ihre 
Menschenwürde angegriffen. 


Die Fahnen sind in der Wurst- 
maschine — und nicht Menschen, 
und es kommt dort auch kein 
Blut herausgeflossen 


Im übrigen richten sich die Vor- 
würfe der Zeitschrift nicht ge- 
gen die Ausländer, sondern 
gegen die neuen Gesetze oder 
die  Strafverfolgungsbehörden 
oder die Politiker oder die ge- 
sellschaftlichen Zustände, so 
daß entweder die Ausländer gar 
nicht angegriffen werden — oder 
mindestens wird nicht zum Haß 
gegen sie aufgestachelt wie bei 
den — erlaubten — Sätzen »Ich 
bin stolz, ein Deutscher zu sein« 
oder »Multikulti-Nein danke«. Es 
wird auch nicht gesagt, daß die 
Ausländer den Deutschen etwas 
»wegnähmen«, sondern das 
viel weniger starke Wort von der 
»Extrabedienung« gebraucht. 


Mangels eines Angriffs gegen 
die Ausländer und mangels ei- 


ner Aufstachelung zum Haß 
liegt § 130 StGB zulasten der in 
Deutschland lebenden Auslän- 
der damit nicht vor. 


Es könnte eine Beleidigung 
gemäß $ 185 StGB vorliegen. 


Parteien sind nach § 185 StGB 
beleidigungsfähig. 

Die Behauptung, von den Altpar- 
teien sei eine Bewältigung der 
Schicksalsfragen unseres Vol- 
kes nicht mehr zu erwarten und 
sie hätten die »nüchternen Fak- 
ten« zu verantworten (S. 2), sind 
nicht völlig unwahr, weil diese 
Parteien in der Tat die Politik der 
letzten 60 Jahre bestimmt haben 
und daher in der Tat Verantwor- 
tung tragen. Im übrigen sind die- 
se Äußerungen genau so hart 
wie das — erlaubte — Wort vom 
»undemokratischen Verhalten«, 
so daß eine Schmähkritik nicht 
vorliegt. $ 185 StGB liegt damit 
meines Erachtens nicht vor. 


Es könnte eine Strafbarkeit we- 
gen Jugendgefährdung nach 
$ 27 JuSchG vorliegen. 


Es ist strafbar, eine Druckschrift 
zu verbreiten, die schwer jugend- 
gefährdend, weil offensichtlich 
geeignet ist, die Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen oder 
ihre Erziehung zu einer eigen- 
verantwortlichen und gemein- 
schaftsfähigen Persönlichkeit 
schwer zu gefährden. 


Angesichts der gemäßigten und 
nicht völlig unwahren Äußerun- 
gen z.B. zur Ausländerpolitik 
ist die Zeitschrift jedenfalls nicht 
offensichtlich und nicht schwer 
jugendgefährdend. § 27 JuSchG 
liegt damit meines Erachtens 
nicht vor. 


Ergebnis: Die Herstellung und 
Verbreitung der Zeitschrift »Un- 
abhängige Nachrichten 8/2007« 
ist meines Erachtens erlaubt. 


gez. Unterschrift - Rechtsanwalt 


»EINE ZENSUR FINDET NICHT STATT« (ART. 5 GG) 
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Wie man einen rechten Neo-Nazy erkennet 


So sieht er aus, der rechte Neo- 
Nazi: 

Schlägertyp, muskelbepackt und 
meist mit verfassungswidrigen 
Symbolen tätowiert, mit dicken 
Springerstiefeln zum Reintreten, 


L sebe /Le=ser 


Der Dummenfänger aus Bayern 


wirrem Kopf oder wahlweise mit 
Glatze. 


Mit solchen Figuren wird dem 
friedfertigen Lese- und Fernseh- 
publikum das Gruseln vor den 
»Rechten« beigebracht. 


Der hier abgebildete Sebastian S. 
ist auch so einer. Betreiber eines 
Lokals »Störtebeker«, mit dem er 
andere Neo-Nazis anlocken woll- 
te (oder sollte). Mit Konzertver- 
anstaltungen und Waffenhandel 
machte er sich einen Namen, mit 
Drogenhandel machte er Geld. 


Nun wurde bekannt, daß er seit 
einigen Jahren ein bezahlter »V- 
Mann« des Verfassungsschut- 
zes ist und versuchte, andere zu 
Straftaten anzustiften. 


Seit Anfang September brodelt 
in Nordrhein-Westfalen unter der 
Decke der Geheimhaltung der 
Justiz- und Verfassungsschutz- 
behörden nun ein Skandal, der 
zeigt, welcher Typen und Metho- 


IAHZ pr ya: 


Weil die sogenannten großen Volksparteien immer mehr das Vertrauen der 
Wähler verlieren, warnen sie vor »rechten Rattenfängern«. Daß sie damit 
ihre einstigen Wähler, die die Nase voll haben von einer volksvergessenen 
Politik, als Ratten einstufen, ist zwar menschenunwürdig, aber offenbar 
leider keine »Volksverhetzung« im Sinne des Strafrechts. Bisher hat noch 
keine entsprechende Strafanzeige zum Erfolg geführt. 


Es würde uns auch nicht im Traum einfallen, Herrn Beckstein als Rat- 
tenfänger zu bezeichnen, weil er rechte Wähler einfangen will, wie die 
Nürnberger Zeitung vom 3.9.2007 berichtet: 

»Beckstein setzt auf Patriotismus — Mit demonstrativem Patriotismus will 


der designierte Ministerpräsident Günther Beckstein der CSU mehr Stim- 
men aus dem rechten Wählerspektrum sichern. „Ich sehe es ganz persön- 
lich als meine Aufgabe an, daß Menschen sich bei uns gut aufgehoben 
fühlen, die sagen ‚Ich bin stolz, ein Deutscher zu sein‘“, sagte Beckstein. 
Das gilt nach seinen Worten auch für Menschen, die eine stärkere Vertre- 
tung nationaler Interessen fordern.« 


Beckstein wittert die Stimmungslage im Volk, und plötzlich sind die rech- 
ten Wähler keine Ratten mehr, vorausgesetzt, sie wählen die CSU. 


Für mündige Bürger mit Durchblick gibt es für diesen radikalsten Ver- 
botsapostel aus Bayern nur eine Bezeichnung: Dummschwätzer. 


UN-Leser gehören bestimmt nicht zu den Dummen, die Beckstein einfan- 


gen möchte. me UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 


den sich der Staat beim »Kampf 
gegen Rechts« bedient. 


Durch eine Panne kamen in einem 
Prozeß gegen einen kriminellen 
Verfassungsschutzmitarbeiter Ab- 
hörprotokolle mit Gesprächen und 
Telefondaten ans Licht, durch die 
dieser Beschützer unserer freiheit- 
lich-demokratischen Grundordnung 
und laut Presseberichten mehrere 
andere V-Leute enttarnt wurden. 


Wenn Ihnen Ihre Tageszeitung 
oder die Tagesschau künftig sol- 
che Bilder von furchteinflößenden 
»Neo-Nazis« servieren, sollten 
Sie mit Ihrer Meinungsbildung 
also vorsichtig sein, liebe Leser! 


SIE lesen die UN. 
Aber was wissen Ihre 
Mitmenschen? 
Lassen Sie sich 
monatlich 2, 3, 5 oder 
10 Hefte zur 
Weitergabe senden! 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


Internet: 
http://www.un-nachrichten.de 
http://www.un-archiv.de 
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Aktuelle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Juli 2006: 


Juli 2007: 


39,081 Millionen ” 
39,786 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Juli 2007: 3.715.019 ” 


August 2007: 3.705.434 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
Juli 2007: 1.513.991 ” 
August 2007: 1.442.434 ” 


Arbeitssuchende: 
Juli 2007: 
August 2007: 


Offene Stellen: 
Juli 2007: 
August 2007: 


Staatsverschuldung: 
1.492.781.908.815 Euro ” 


6.141.000 ” 
6.085.600 ” 


649.839 ” 
647.504 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
539 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 


14.8.2007: 
19.9.2007: 


18.102 ? 
18.123 ? 


0 Bundesagentur für Arbeit, 19.9.2007 
2) Bund der Steuerzahler, 19.9.2007 
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Türkei besteht auf 
Nachzugsrechten 
Sprachunkundiger 


In den UN 8/2007 berichteten wir 
über den Protest der islamischen 
und türkischen Verbände gegen 
die Zuzugsbeschränkungen im 
neuen Zuwanderungsgesetz und 
über den von einigen Einwande- 
rerverbänden boykottierten »In- 
tegrationsgipfel« der Bundesre- 
gierung. 

Jetzt hat sich die türkische Re- 
gierung eingeschaltet und will 
notfalls von internationalen Ge- 
richten das deutsche Zuwande- 
rungsgesetz aushebeln. 


Haben wir Deutschen eigent- 
lich überhaupt nichts mehr zu 
bestimmen? 


Sollten deutsche oder internatio- 
nale Gerichte solchen Klagen 
stattgeben, wäre das Selbstbe- 
stimmungsrecht des deutschen 
Volkes völlig aufgehoben und wir 
bräuchten keine Regierung und 
keinen Bundestag mehr! 


Am 23.8.2007 meldete die Pres- 
seagentur dpa: 


Zuwanderung: 
Türkei will klagen 


Ankara: Die türkische Re- 
gierung hat ihre Kritik am 
deutschen Zuwanderungs- 
gesetz bekräftigt. Es ver- 
stoße gegen die Gleichbe- 
handlung, dass von nachzie- 
henden Ehepartnern schon 
vor der Einreise Sprach- 
kenntnisse gefordert wür- 
den, hieß es in einer Erklä- 
rung des türkischen Außen- 
ministeriums. Das Gesetz 
sei nicht im Einklang mit 
internationalem Recht. Die 
Türkei werde ihre Bürger 
unterstützen. In der Erklä- 
rung wurde angekündigt, 
es werde zunächst Klagen 
vor deutschen Gerichten 
geben, sollten diese schei- 
tern, vor internationalen 
Gerichten geben. 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5- 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1.- Euro je Exemplar). 


U Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 € Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


U Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


scheck - in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, fallsbekannt: 


Telefon: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 


direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
monatlich I vierteljährlich 
halbjährlich [I jährlich 
einmalig ab: 


Betrag: Euro 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


